Blitzer-Fakten

Es geht um die Verkehrsüberwachung durch Blitzen in Bayern. Was sind die rechtlichen Voraussetzungen für Blitzaktionen innerhalb von Städten und welchen Handlungsstand haben aktuell! die Kommunen? Was gilt für den Einsatz von kommunalen Zweckverbänden für diese Verkehrskontrollen?
Antwort Copilot:
Kurzfazit: Innerorts dürfen bayerische Kommunen Geschwindigkeitskontrollen („Blitzaktionen“) selbst durchführen, wenn sie die Vorgaben der VÜ‑Richtlinie, der Zuständigkeitsverordnung (§ 88 ZustV) und die technischen sowie organisatorischen Anforderungen erfüllen. Sie müssen Messstellen im Benehmen mit der Polizei festlegen, nur zugelassene und geeichte Geräte einsetzen und dürfen Private nur unter ständiger kommunaler Aufsicht einbinden. Kommunale Zweckverbände sind ausdrücklich zulässig. 
🟦 Rechtliche Voraussetzungen für Blitzaktionen innerhalb von Städten
1. Zuständigkeit der Gemeinden
· Gemeinden in Bayern dürfen bestimmte Verkehrsordnungswidrigkeiten nach § 24 StVG verfolgen und ahnden, darunter Geschwindigkeitsverstöße. 
· Die Befugnis ergibt sich aus § 88 Zuständigkeitsverordnung (ZustV). 
2. VÜ‑Richtlinie (Bayern) – zentrale Vorgaben
Die „Richtlinie für die polizeiliche Verkehrsüberwachung“ (VÜR) und ihre kommunalen Ergänzungen regeln die Details: 
· Messungen grundsätzlich innerhalb geschlossener Ortschaften 
Kommunale Geschwindigkeitsüberwachung soll primär innerorts stattfinden. 
· Außerorts nur in Ausnahmefällen 
Nur bei Unfallbrennpunkten oder Unfallgefahrenpunkten und nur nach Vereinbarung mit der Polizei. 
· Messstellen im Benehmen mit der Polizei Gemeinden müssen die Kontrollstellen gemeinsam mit der Polizei abstimmen, um Doppelüberwachung zu vermeiden. 
· Geräte müssen zugelassen und geeicht sein.
 Nur von der PTB zugelassene und geeichte Messgeräte dürfen eingesetzt werden. 
· Private Dienstleister nur unter kommunaler Aufsicht 
Private dürfen Geräte stellen, warten oder sogar bedienen – aber nur unter ständiger Aufsicht eines fachkundigen kommunalen Bediensteten, der die Messung verantwortet. 
· Datenschutz beachten 
Personenbezogene Daten dürfen nur im Rahmen der VÜR verarbeitet werden. 
🟦 Aktueller Handlungsstand der Kommunen (Stand 2025/2026)
Die Quellen zeigen klar:
· Kommunen nutzen die Befugnis aktiv, insbesondere zur Überwachung von Tempo‑30‑Zonen, Schulwegen und verkehrsberuhigten Bereichen.
· Viele Gemeinden arbeiten mit Zweckverbänden oder privaten Dienstleistern zusammen, um Personal und Technik effizient zu organisieren.
· Die kommunale Verkehrsüberwachung ist ein regulärer Bestandteil der örtlichen Verkehrssicherheitsarbeit. 
🟦 Einsatz kommunaler Zweckverbände
Die VÜR enthält einen eigenen Abschnitt „Gemeinden und Zweckverbände“. 
Was ist erlaubt?
· Gemeinden dürfen Verkehrsüberwachung gemeinsam betreiben, z. B. durch kommunale Zweckverbände. 
· Zweckverbände können:
· Messgeräte beschaffen
· Personal bereitstellen
· Auswertung und Bußgeldbearbeitung zentral übernehmen
· Die rechtlichen Anforderungen (Eichung, Aufsicht, Benehmen mit der Polizei) gelten identisch wie bei Einzelkommunen.
Warum Zweckverbände?
· Kostenersparnis durch gemeinsame Technik
· Professionalisierung der Messungen
· Einheitliche Standards in ganzen Landkreisen
· Entlastung kleiner Gemeinden, die keine eigene Verkehrsüberwachung aufbauen können
🟦 Zusammenfassung der Rechtslage
	Bereich
	Rechtslage
	Quelle

	Zuständigkeit
	Gemeinden dürfen innerorts Geschwindigkeitsverstöße überwachen
	

	Messorte
	Innerorts regulär; außerorts nur bei Unfallbrennpunkten + Vereinbarung mit Polizei
	

	Messstellen
	Festlegung im Benehmen mit der Polizei
	

	Geräte
	Nur PTB‑zugelassene und geeichte Messgeräte
	

	Private
	Nur unter ständiger kommunaler Aufsicht
	

	Zweckverbände
	Zulässig; Gemeinden können Verkehrsüberwachung gemeinsam betreiben
	




Kann die Kommune den Ort zu Blitzen "willkürlich" bestimmen oder gibt es hierfür bestimmte Voraussetzungen?
🛑 Darf die Kommune Messstellen frei wählen?
Nein. Die Auswahl von Messstellen ist gebunden an die Vorgaben der bayerischen Richtlinie für die polizeiliche Verkehrsüberwachung (VÜR) und deren kommunale Ergänzungen.
Zentrale Vorgaben (rechtlich verbindlich)
· Messstellen müssen im Benehmen mit der Polizei festgelegt werden. Die Kommune darf also nicht allein entscheiden. 
· Innerorts ja – aber nicht beliebig. Kommunale Überwachung soll innerhalb geschlossener Ortschaften stattfinden, aber nur an Orten mit nachvollziehbarem Sicherheitsinteresse. 
· Außerorts nur in Ausnahmefällen Nur bei Unfallbrennpunkten oder Unfallgefahrenpunkten und nur nach Vereinbarung mit der Polizei. 
🎯 Welche Kriterien müssen erfüllt sein?
Die VÜR nennt eine klare Reihenfolge für die Auswahl von Messstellen: 
1. Unfallbrennpunkte Orte, an denen sich häufig Unfälle ereignen.
2. Unfallgefahrenpunkte Bereiche, an denen aufgrund örtlicher Umstände eine erhöhte Unfallwahrscheinlichkeit besteht.
3. Lärm- oder Abgasbelastung Wenn Geschwindigkeitsüberschreitungen die Belastung der Anwohner erhöhen.
4. Sonstige sensible Bereiche z. B. Schulwege, verkehrsberuhigte Bereiche, Tempo‑30‑Zonen – auch wenn kein Unfallbrennpunkt vorliegt. (Dies ist ausdrücklich erlaubt, wenn es mit der Polizei vereinbart wurde.) 
Wichtig: Die Kommune muss begründbar darlegen können, warum genau dieser Ort überwacht wird. Ein „wir stellen den Blitzer einfach dahin“ ist rechtlich nicht zulässig.


